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41/02 Asylrecht

41/02 Passrecht Fremdenrecht

Norm

AsylG 2005 §35 Abs4 idF 2009/I/122;

FrPolG 2005 §24 Abs4 idF 2009/I/122;

FrPolG 2005;

VwGG §42 Abs2 Z1;

VwRallg;

1. AsylG 2005 § 35 heute

2. AsylG 2005 § 35 gültig ab 01.09.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 56/2018

3. AsylG 2005 § 35 gültig von 01.11.2017 bis 31.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 145/2017

4. AsylG 2005 § 35 gültig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017

5. AsylG 2005 § 35 gültig von 01.06.2016 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2016

6. AsylG 2005 § 35 gültig von 01.01.2014 bis 31.05.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 68/2013

7. AsylG 2005 § 35 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

8. AsylG 2005 § 35 gültig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 35 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. VwGG § 42 heute

2. VwGG § 42 gültig ab 01.01.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

3. VwGG § 42 gültig von 01.07.2012 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

4. VwGG § 42 gültig von 01.07.2008 bis 30.06.2012 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008

5. VwGG § 42 gültig von 01.01.1991 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 330/1990

6. VwGG § 42 gültig von 05.01.1985 bis 31.12.1990

Rechtssatz

Sowohl § 35 Abs. 4 AsylG 2005 idF FrÄG 2009 als auch der damit korrespondierende § 24 Abs. 4 FrPolG 2005 idF FrÄG

2009 lassen für die Annahme der Behörde, es wären von ihr nach der Mitteilung des BAA, es sei in Bezug auf die

Fremde die Gewährung des Status einer subsidiär Schutzberechtigten wahrscheinlich, zu deren Antrag auf Erteilung

eines Einreisetitels noch irgendwelche eigenständige Beurteilungen vorzunehmen gewesen, keinen Raum. Sie hätte

vielmehr "ohne weiteres" ein Aufenthaltsvisum mit viermonatiger Gültigkeitsdauer zu erteilen gehabt, ohne dass ihr

diesbezüglich eine, wenn auch nur eingeschränkte, Prüfungskompetenz zugekommen wäre. Auch die ErläutRV (330
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BlgNR 24. GP 28f) belegen das, insbesondere durch den Vergleich mit der Konstellation nach § 24 Abs. 3 FrPolG 2005.

Das entsprach, wie gleichfalls die ErläutRV betonen, bereits der Rechtslage vor dem FrÄG 2009. Die österreichische

Vertretungsbehörde im Ausland ist in Bezug auf die Visumserteilung an die Mitteilung des BAA über die Prognose einer

Asylgewährung (oder die Gewährung von subsidiärem Schutz) gebunden; das Gesetz stellt nur klar, dass es bei einer

positiven Mitteilung über die voraussichtliche Asylgewährung (Gewährung von subsidiärem Schutz) keiner weiteren

Voraussetzungen für die Visumserteilung bedarf, somit die Erteilungsvoraussetzungen und Versagungsgründe des

FrPolG 2005 diesfalls unbeachtet zu bleiben haben (vgl. E 19. Juni 2008, 2007/21/0423).Sowohl Paragraph 35, Absatz 4,

AsylG 2005 in der Fassung FrÄG 2009 als auch der damit korrespondierende Paragraph 24, Absatz 4, FrPolG 2005 in der

Fassung FrÄG 2009 lassen für die Annahme der Behörde, es wären von ihr nach der Mitteilung des BAA, es sei in Bezug

auf die Fremde die Gewährung des Status einer subsidiär Schutzberechtigten wahrscheinlich, zu deren Antrag auf

Erteilung eines Einreisetitels noch irgendwelche eigenständige Beurteilungen vorzunehmen gewesen, keinen Raum.

Sie hätte vielmehr "ohne weiteres" ein Aufenthaltsvisum mit viermonatiger Gültigkeitsdauer zu erteilen gehabt, ohne

dass ihr diesbezüglich eine, wenn auch nur eingeschränkte, Prüfungskompetenz zugekommen wäre. Auch die ErläutRV

(330 BlgNR 24. Gesetzgebungsperiode 28f) belegen das, insbesondere durch den Vergleich mit der Konstellation nach

Paragraph 24, Absatz 3, FrPolG 2005. Das entsprach, wie gleichfalls die ErläutRV betonen, bereits der Rechtslage vor

dem FrÄG 2009. Die österreichische Vertretungsbehörde im Ausland ist in Bezug auf die Visumserteilung an die

Mitteilung des BAA über die Prognose einer Asylgewährung (oder die Gewährung von subsidiärem Schutz) gebunden;

das Gesetz stellt nur klar, dass es bei einer positiven Mitteilung über die voraussichtliche Asylgewährung (Gewährung

von subsidiärem Schutz) keiner weiteren Voraussetzungen für die Visumserteilung bedarf, somit die

Erteilungsvoraussetzungen und Versagungsgründe des FrPolG 2005 diesfalls unbeachtet zu bleiben haben vergleiche E

19. Juni 2008, 2007/21/0423).
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